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7. fordert alle Mitgliedstaaten mit großem Nachdruck auf, aktiv an der Tagung mitzuwir-
ken;

8. beschließt, dass die Vorbereitungen für die Tagung in enger Absprache zwischen den
Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union erfolgen werden;

9. bittet den Heiligen Stuhl in seiner Eigenschaft als Beobachterstaat und Palästina in
seiner Eigenschaft als Beobachter, an der Tagung teilzunehmen;

10. beschließt, dass sich der Präsident der Generalversammlung hinsichtlich der Liste der
Vertreter nichtstaatlicher Organisationen, zivilgesellschaftlicher Organisationen und des Pri-
vatsektors, die an den Runden Tischen der Tagung teilnehmen dürfen, mit Vertretern nicht-
staatlicher Organisationen mit Konsultativstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat, zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und des Privatsektors und gegebenenfalls mit den Mitgliedstaaten
ins Benehmen setzen wird;

11. beschließt außerdem, dass der Präsident der Generalversammlung den Vorsitz der Ta-
gung führen wird;

12. bittet die zwischenstaatlichen Organisationen und Einrichtungen mit Beobachterstatus
in der Generalversammlung, an der Tagung teilzunehmen;

13. bittet die Leiter der Fonds, Programme und Organisationen der Vereinten Nationen,
im Benehmen mit dem Präsidenten der Generalversammlung an der Tagung teilzunehmen;

14. bittet die Bretton-Woods-Institutionen, die Welthandelsorganisation, die regionalen
Entwicklungsbanken, die Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen und
die Entwicklungspartner, an der Tagung teilzunehmen;

15. ersucht den Generalsekretär, der Tagung in Zusammenarbeit mit den zuständigen Ent-
wicklungsorganisationen der Vereinten Nationen, den Bretton-Woods-Institutionen und ande-
ren in Betracht kommenden regionalen und internationalen Finanz- und Handelsinstitutionen
einen umfassenden Bericht samt Empfehlungen zum Thema „Entwicklungsbedürfnisse Afri-
kas: Erfüllungsstand der verschiedenen Verpflichtungen, bestehende Herausforderungen und
der künftige Weg“ vorzulegen.

RESOLUTION 62/243

Verabschiedet auf der 86. Plenarsitzung am 14. März 2008, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
39 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 100 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsent-
wurfs A/62/L.42, eingebracht von Aserbaidschan.

* Dafür: Afghanistan, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Dschibuti, Gam-
bia, Georgien, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Katar, Kolumbien, Komoren, Ku-
wait, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Marokko, Moldau, Myanmar, Niger, Ni-
geria, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Türkei, Tu-
valu, Uganda, Ukraine, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emirate.

Dagegen: Angola, Armenien, Frankreich, Indien, Russische Föderation, Vanuatu, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Ar-
gentinien, Australien, Bahamas, Barbados, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana,
Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Estland, Finnland, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras,
Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kongo, Kroati-
en, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mauritius, Mexiko, Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.
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62/243. Die Situation in den besetzten Gebieten Aserbaidschans

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen, Grundsätzen und Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 822 (1993) vom 30. April 1993, 853
(1993) vom 29. Juli 1993, 874 (1993) vom 14. Oktober 1993 und 884 (1993) vom 12. Novem-
ber 1993 sowie auf die Resolutionen der Generalversammlung 48/114 vom 20. Dezember 1993
mit dem Titel „Internationale Notstandshilfe für Flüchtlinge und Vertriebene in Aserbai-
dschan“ und 60/285 vom 7. September 2006 mit dem Titel „Die Situation in den besetzten Ge-
bieten Aserbaidschans“,

sowie unter Hinweis auf den Bericht der Ermittlungsmission der Minsker Gruppe der Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in den besetzten Gebieten Aserbai-
dschans um Berg-Karabach und auf das Schreiben der Kovorsitzenden der Minsker Gruppe an
den Ständigen Rat der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa über die Er-
mittlungsmission3,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Umweltbewertungsmission, die unter Führung der
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in den von Bränden betroffenen
Gebieten in und in der Umgebung der Region Berg-Karabach durchgeführt wurde4,

in Bekräftigung der von den Konfliktparteien eingegangenen Verpflichtungen, die Regeln
des humanitären Völkerrechts genauestens einzuhalten,

ernsthaft besorgt darüber, dass der bewaffnete Konflikt in und in der Umgebung der Region
Berg-Karabach in der Republik Aserbaidschan den Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit weiter gefährdet, und eingedenk seiner nachteiligen Folgen für die humanitäre Lage und
die Entwicklung der Länder des Südkaukasus,

1. bekräftigt die anhaltende Achtung und Unterstützung der Souveränität und territoria-
len Unversehrtheit der Republik Aserbaidschan innerhalb ihrer international anerkannten Gren-
zen;

2. verlangt den unverzüglichen, vollständigen und bedingungslosen Abzug aller armeni-
schen Kräfte aus allen besetzten Gebieten der Republik Aserbaidschan;

3. bekräftigt das unveräußerliche Recht der aus den besetzten Gebieten der Republik
Aserbaidschan ausgewiesenen Bevölkerung, an ihre Heimstätten zurückzukehren, und betont,
dass angemessene Bedingungen für diese Rückkehr geschaffen werden müssen, einschließlich
der umfassenden Rehabilitation der von dem Konflikt betroffenen Gebiete;

4. erkennt die Notwendigkeit an, für normale, sichere und gleiche Lebensbedingungen
für die armenischen und aserbaidschanischen Gemeinschaften in der Region Berg-Karabach in
der Republik Aserbaidschan zu sorgen, um so den Aufbau eines wirksamen demokratischen
Selbstverwaltungssystems in dieser innerhalb der Republik Aserbaidschan gelegenen Region
zu ermöglichen;

5. bekräftigt, dass kein Staat die durch die Besetzung der Gebiete der Republik Aserbai-
dschan herbeigeführte Situation als rechtmäßig anerkennt oder bei der Aufrechterhaltung die-
ser Situation Hilfe oder Unterstützung leistet;

6. bekundet ihre Unterstützung für die internationalen Vermittlungsbemühungen, insbe-
sondere diejenigen der Kovorsitzenden der Minsker Gruppe der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, die auf die friedliche Beilegung des Konflikts im Einklang mit
den Normen und Grundsätzen des Völkerrechts gerichtet sind, und erkennt an, dass diese Be-
mühungen verstärkt werden müssen, um einen anhaltenden und dauerhaften Frieden unter Ein-
haltung der vorstehend festgelegten Bestimmungen herbeizuführen;

3 Siehe A/59/747-S/2005/187.
4 A/61/696, Anlage.
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7. fordert die Mitgliedstaaten und die internationalen und regionalen Organisationen und
Abmachungen auf, im Rahmen ihrer Zuständigkeit wirksam zu dem Prozess der Beilegung des
Konflikts beizutragen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzigsten
Tagung einen umfassenden Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt „Die Situation in den besetzten Gebieten Aserbaidschans“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 62/244

Verabschiedet auf der 87. Plenarsitzung am 31. März 2008, ohne Abstimmung, auf der Grundlage
des Resolutionsentwurfs A/62/L.43 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Al-
gerien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, Bahamas, Bahrain, Belarus, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, China, Costa Rica, Dominika-
nische Republik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische
Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Katar, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Libanon, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Malta, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Moldau, Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Niederlande, Niger, Oman, Österreich, Paraguay, Philippinen, Polen,
Portugal, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Serbien, Singapur, Slowenien,
Somalia, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Trinidad und
Tobago, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

62/244. Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrssicherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/309 vom 22. Mai 2003, 58/9 vom 5. November
2003, 58/289 vom 14. April 2004 und 60/5 vom 26. Oktober 2005 über die Verbesserung der
weltweiten Straßenverkehrssicherheit,

nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des Berichts über
die Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrssicherheit5,

mit Anerkennung feststellend, dass die Weltgesundheitsversammlung am 23. Mai 2007 die
Resolution 60.22 über Notversorgungssysteme verabschiedet hat6,

unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten auch künftig den World Report
on Road Traffic Injury Prevention (Weltbericht über die Verhütung von Verletzungen im Stra-
ßenverkehr) als Rahmen für ihre Maßnahmen auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit benutzen
und die darin enthaltenen Empfehlungen umsetzen, indem sie fünf der ermittelten Hauptrisiko-
faktoren – Nichtverwendung von Sicherheitsgurten und Kindersitzen, Nichttragen von Schutz-
helmen, Alkohol am Steuer, nicht angepasste und überhöhte Geschwindigkeit und mangelnde
Infrastruktur – sowie den Bedürfnissen besonders gefährdeter Verkehrsteilnehmer wie Fußgän-
ger, Radfahrer, Motorradfahrer und Benutzer öffentlicher Verkehrsmittel besondere Aufmerk-
samkeit widmen und die medizinische Versorgung von Verkehrsunfallopfern verbessern,

mit Lob für die Rolle der Weltgesundheitsorganisation bei der Erfüllung des ihr von der Ge-
neralversammlung übertragenen Mandats, in Zusammenarbeit mit den Regionalkommissionen
der Vereinten Nationen Fragen der Verkehrssicherheit innerhalb des Systems der Vereinten
Nationen zu koordinieren, sowie für die Fortschritte, die die als Koordinierungsmechanismus
fungierende Gruppe der Vereinten Nationen für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Stra-
ßenverkehrssicherheit erzielt hat, deren Mitglieder den Regierungen und der Zivilgesellschaft
Praxisleitlinien an die Hand geben, um Maßnahmen zur Bekämpfung der wichtigsten Risiko-
faktoren für die Verkehrssicherheit zu unterstützen,

5 A/62/257.
6 Siehe World Health Organization, Sixtieth World Health Assembly, Geneva, 14–23 May 2007, Resolutions and
Decisions, Annexes (WHA60/2007/REC/1).


